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Gemeinschaft innovatives
Mobilitätskonzept

Angebot
Wohnungsmix

PKW Stellplätze Wohnungstypen NeubauGemeinschaftsräume

BUS

Bäume Bestand

Nachhaltigkeit

-Quartiersmittelpunkte
-Gemeinschaftsangebote 
wie gärtnern, spielen 
und Sport im Außenraum 

-breit gefächertes 
nachhaltiges Mobilitäts-
angebot

-durchmischtes vielfältiges
Wohnungsangebot 

-grüne Quartiersgestaltung
Außenraum, sowie 
nachhaltige Errichtung 
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Wohnen

Gemeins.Mobilität

Nachbarbebauung
Einfamilienhaus
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Laubengang-
erschließung

Gemeinschaftszone
mit Spielfläche

Gemein-
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zone

An der
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An den
Erlen

Gründach+PV
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Baumbestand+
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1,2 Stpl. pro WE 1 Stpl. pro WE
156 Stellplätze benötigt 130 Stellplätze benötigt
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0,65 Stpl. pro WE
84,5 Stellplätze benötigt

Auswirkungen
Stellplatzschlüssel

1,5 Stpl. pro WE
195 Stellplätze benötigt
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Baukosten
Stellplätze
in Euro

Kostenkennwerte:
Tiefgarage 2000€/m²
Sockelparken 1200€/m²
Stellplätze außen 400€/m²

Auswirkungen
Kosten1.

BEITRAG ZU 
BEZAHLBAREN
WOHNRAUM

WIRTSCHAFTL.
FOLGEKOSTEN
TIEFGARAGE

TIEFGARAGE
STEIGERT
KOSTEN 19.05.2026

UMSETZ-
BARKEIT
PROJEKT 

REALISIER-
BARKEIT 
ANZAHL WE
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5.Aktuelle Nutzung 
Stellplätze

Bestand 
Römerstraße

Bestand 
Jahnstraße

Neubau
Römerstraße

66 Wohneinheiten

14 / 48 Stellplätze vermietet
davon alle an Wohnbau-Mieter
18 / 19 Garagen vermietet
davon 11 / 19 an Wohnbau-Mieter

Fazit Römerstraße: 
25 / 67 an Wohnbau-Mieter
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Bestand 
Römerstraße

Bestand 
Jahnstraße

Neubau
Römerstraße

66 Wohneinheiten

14 / 48 Stellplätze vermietet
davon alle an Wohnbau-Mieter
18 / 19 Garagen vermietet
davon 11 / 19 an Wohnbau-Mieter

Fazit Römerstraße: 
25 / 67 an Wohnbau-Mieter

16 Wohneinheiten

33 / 33 Garagen vermietet
davon 21 / 33 ca. 2/3 an Wohnbau              
Mieter vermietet

Fazit insgesamt:
insgesamt: 65 / 100 Parkplätze
davon 46 / 100 an Wohnbau-Mieter

5.Aktuelle Nutzung 
Stellplätze
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Bestand 
Römerstraße

Bestand 
Jahnstraße

Neubau
Römerstraße

Ziel Neubau: ca. 48 Wohneinheiten

aktueller Stellplatzschlüssel
Wohnbaumieter (82 WE): 0,56 

aktueller Stellplatzschlüssel
Budenheim: 1,5

66 Wohneinheiten

14 / 48 Stellplätze vermietet
davon alle an Wohnbau-Mieter
18 / 19 Garagen vermietet
davon 11 / 19 an Wohnbau-Mieter

Fazit Römerstraße: 
25 / 67 an Wohnbau-Mieter

16 Wohneinheiten

33 / 33 Garagen vermietet
davon 21 / 33 ca. 2/3 an Wohnbau              
Mieter vermietet

Fazit insgesamt:
insgesamt: 65 / 100 Parkplätze
davon 46 / 100 an Wohnbau-Mieter

5.Aktuelle Nutzung 
Stellplätze
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Gleis 13, 
Nürtingen
in Umsetzung 
0,5 Stpl. 
pro WE

Steingauquartier, 
Kirchheim unter Teck 
0,7-1 Stpl. pro WE

Lorettoareal,
Tübingen 
0,4-0,8 Stpl. pro WE

Spinelli,
Mannheim 
0,6-0,8 Stpl. pro WE

Differenzierte
Stellplätze nach
Wohnform
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STUDIE „STELLPLÄTZE IM 
WOHNUNGSBAU“ - IW 
(INSTITUT DER DEUTSCHEN 
WIRTSCHAFT), 30.09.2023

Kosten und 
Opportunitätskosten 
von Stellplätzen

Zukunft und 
Mobilitätskonzepte

Negative 
Auswirkungen eines 
zu hohen 
Stellplatzschlüssel

"-Unterauslastung und Ineffizienzen durch 
ungenutzte Kapazitäten 
-Höhere Baukosten 
-Absenkung der baulichen Dichte mit der 
Folge  höherer Flächeninanspruchnahme 
-Umweltprobleme durch Versiegelung und 
Flächennutzungskonflikte“ 

Nutzung des 
öffentlichen 
Parkraums

S. 22: „Darüber hinaus spielen bei 
neuen Quartieren Mobilitätskonzepte 
eine große Rolle, durch die der Bedarf 
von Stellplätzen deutlich verringert 
werden kann“

S. 11: „Insbesondere in Tiefgaragen 
sind die Kosten für einen Stellplatz mit 
25.000 bis 30.000 Euro hoch, da es 
für solche kaum alternative 
Verwendungsmöglichkeiten gibt“

S. 9: „So konkurriert beispielweise in wenig dichten 
Einfamilienhausgebieten häufig das private Gut der eigenen 
Garage mit dem schnell erreichbaren öffentlichen Gut oder 
Allmendegut des Parkplatzes im öffentlichen Straßenraum, 
was zur Folge hat, das private Garagen als Abstellraum 
genutzt werden.“

Bedarf ist 
standortabhängig

S. 26: „Der Stellplatzbedarf eines 
Haushalts variiert sehr stark, abhängig 
von der räumlichen Lage und dem 
Haushaltstyp“

Faktoren:
-Typ des Haushalts (Große, Alter)  
-Wohnungsform (gefördert / finanziert)
-Soziale Umgebung
-Busanbindungen / Carsharing / Bikesharing 



Planungsrechtliche
MöglichkeitenWIE

19.05.2026

-Landesbauordnungen der Länder ermöglichen den 
Gemeinden die Gestaltung, Größe und Zahl der 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge sowie der Abstellplätze 
für Fahrräder über kommunale Satzungen zu regeln

->Anstelle oder ergänzend zu kommunalen 
Stellplatzsatzungen können Regelungen zu 
Stellplatzverpflichtungen auch in Bebauungsplänen 
getroffen werden (§ 88 Abs. 6 LBauO). Dabei können 
für den Geltungsbereich eines Bebauungsplans auch 
abweichende Regelungen zu besehenden Satzungen 
getroffen werden.

-Mögliche Festsetzungen in Bebauungsplänen können 
beispielsweise die Anzahl der Stellplätze nach 
Wohnungsgröße staffeln oder die Stellplatzanzahl für 
bestimmte Wohnformen erhöhen oder reduzieren 

Rechtsgrundlagen in RLP: §88 Abs.1 Nr.8, Abs. 3 Nr.2 
und Abs. 6 LBauO, § 47 LBauO (mit der Novelle von 
2025 sind neu auch alternative Mobilitätskonzepte bei der 
Zahl zu berücksichtigen)

Möglichkeiten zur abweichenden Fest-
setzung von Stellplatzverpflichtungen:

Beispiel - Abweichende Regelung 
nach Wohnungsgröße gestaffelt
 

Wohnfläche je 
Wohneinheit

Wohnungen bis 55m² 
(variabel festzulegen)

Wohnungen bis 90m² 

Wohnungen über 90m² 

 

Herzustellende PKW-
Stellplätze je WE

XY Stellplätze

XY Stellplätze

XY Stellplätze
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Reduzierung des Stellplatzschlüssels für Wohnungen im „Quartier Wohnen am Wald“: 

Pro- und Contra-Argumente 

 

Für eine Reduzierung des Stellplatzschlüssels sprechen insbesondere folgende Aspekte:  

- Nach Angaben des Vorhabenträgers wäre die Schaffung von bis zu 48 zusätzlichen 
Wohneinheiten bei Beibehaltung des derzeitigen Stellplatzschlüssels nur unter 
Herstellung einer Tiefgarage möglich. Die damit verbundenen hohen 
Investitionskosten würden die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens erheblich 
beeinträchtigen und könnten insbesondere das Ziel der Schaffung kostengünstigen 
bzw. sozial geförderten Wohnraums sehr erschweren oder sogar verhindern. 
 

- Hohe Investitionskosten für Tiefgaragen würden zudem den finanziellen Spielraum für 
weitere qualitätssteigernde Maßnahmen einschränken. Dies betrifft beispielsweise 
gemeinschaftlich nutzbare Angebote, oder hochwertige Freiflächengestaltungen. 
Auch begrünte unterbaute Flächen über den Tiefgaragen sind mit deutlich höheren 
Herstellungskosten verbunden, insbesondere wenn eine hochwertige Begrünung mit 
Baumpflanzungen vorgesehen ist. 
 

- Eine Unterbringung der Stellplätze im Außenbereich oder in Form von Sockelparken 
verursacht gegenüber Tiefgaragen einen geringeren CO₂-Fußabdruck. Durch den 
geringeren Bedarf an Beton und Stahl können die Umweltauswirkungen des 
Bauvorhabens reduziert werden. 
 

- Eine geringere Anzahl an Stellplätzen führt grundsätzlich zu einer Reduzierung der 
Flächenversiegelung. Insbesondere bei der Verwendung wasserdurchlässiger Beläge 
kann der Eingriff in den Boden minimiert und zugleich mehr Fläche für attraktive Frei- 
und Aufenthaltsbereiche bereitgestellt werden. 
 

- Durch die Verringerung der für Stellplätze benötigten Flächen können zusätzliche 
gemeinschaftlich nutzbare Angebote im Quartier geschaffen werden. Hierzu zählen 
beispielsweise Gemeinschaftsräume, Aufenthaltsbereiche oder Treffpunkte, die zur 
Förderung sozialer Kontakte und zur Stärkung des nachbarschaftlichen 
Zusammenhalts beitragen können. 
 

- Aus Sicht des Vorhabenträgers liegt der derzeitige Stellplatzschlüssel von regelmäßig 
1,5 Stellplätzen je Wohneinheit über dem tatsächlichen Bedarf. Erfahrungen aus 
vergleichbaren Projekten zeigen, dass überdimensionierte Stellplatzanlagen teilweise 
zu dauerhaft leerstehenden Stellplätzen oder einer anderweitigen Nutzung führen 
können.  
 

- Der tatsächliche Stellplatzbedarf könnte aufgrund der vorhandenen Infrastruktur 
geringer ausfallen. Das Plangebiet verfügt über eine Anbindung an den öffentlichen 
Personennahverkehr durch die Buslinie 80. Zudem befinden sich der Bahnhof 
Budenheim sowie Einkaufsmöglichkeiten in erreichbarer Entfernung (600 m bis 
1,2 km). 
 

- Weiterhin ist davon auszugehen, dass bei einem hohen Anteil sozial geförderter 
Wohnungen der Stellplatzbedarf geringer ausfällt als bei frei finanzierten 
Wohnformen. Dies kann im weiteren Verfahren durch entsprechende Festsetzungen 
oder vertragliche Regelungen abgesichert werden. 

  



 

- Ergänzend können im weiteren Verfahren Maßnahmen eines zukunftsorientierten 
Mobilitätskonzepts geprüft werden. Die Umsetzung dieser Maßnahmen kann 
bauplanungsrechtlich oder vertraglich gesichert werden. Hierzu zählen beispielsweise 
Angebote wie Carsharing, die geeignet sein können, den Bedarf an privaten Pkw-
Stellplätzen zusätzlich zu reduzieren. 
 

- Vergleichbare Ansätze wurden bereits in anderen Planungen umgesetzt. Als örtlicher 
Präzedenzfall kann der Bebauungsplan „Dyckerhoff-Gelände“ angeführt werden, in 
dem ebenfalls ein Stellplatzschlüssel von einem Stellplatz je Wohneinheit vorgesehen 
wurde. Darüber hinaus bestehen vergleichbare Beispiele in anderen Kommunen, wie 
der beigefügten Präsentation zu entnehmen ist. 
 

- Im weiteren Verfahren wäre zudem eine differenzierte Betrachtung nach 
Wohnungsgrößen denkbar. Dadurch könnte ein durchschnittlicher Stellplatzschlüssel 
erreicht werden, ohne dass für sämtliche Wohnungen ein einheitlicher Maßstab 
angewendet werden müsste. 
 

In Anbetracht dieser Tatsachen wäre aus Sicht des Bauamts eine Anpassung des 

Stellplatzschlüssels durchaus sinnvoll. Gegen eine übermäßige Reduzierung des 

Stellplatzschlüssels sprechen allerdings folgende Aspekte: 

- Bei einer zu starken Reduzierung des Stellplatzschlüssels besteht das Risiko, dass 
sich der Parkdruck auf den öffentlichen Raum verlagert. Dies könnte dazu führen, 
dass Bewohnerinnen und Bewohner, die bereits heute über keinen eigenen Stellplatz 
verfügen, zusätzliche Schwierigkeiten bei der Parkplatzsuche erfahren. 
 

- Eine Verlagerung des Stellplatzbedarfs in den öffentlichen Raum könnte mittel- bis 
langfristig weiteren Handlungsbedarf seitens der Gemeinde auslösen. 
Gegebenenfalls könnte die Schaffung zusätzlicher öffentlicher Stellplätze erforderlich 
werden, wodurch zusätzliche Kosten entstehen würden. Aufgrund begrenzter 
Flächenpotenziale wäre die Umsetzung solcher Maßnahmen möglicherweise nur 
eingeschränkt oder gar nicht realisierbar. 
 

- Mit einem steigenden Parkdruck im öffentlichen Raum könnte ein erhöhter Kontroll- 
und Vollzugsaufwand verbunden sein. Hierdurch könnten zusätzliche Anforderungen 
an das Ordnungsamt entstehen, insbesondere im Hinblick auf die Überwachung von 
Parkregelungen und die Bearbeitung möglicher Beschwerden. 
 

- Durch eine deutliche Reduzierung des Stellplatzschlüssels würde ein Präzedenzfall 
entstehen. Dies würde dazu führen, dass künftig auch bei anderen 
Wohnbauprojekten vergleichbare Forderungen nach einer Verringerung des 
Stellplatzschlüssels erhoben werden, die die Gemeinde aufgrund der 
Gleichbehandlungsgebot möglicherweise nicht ablehnen könnte.  

  



 

- Die in der Präsentation dargestellten Referenzprojekte sind nur eingeschränkt auf die 
örtliche Situation übertragbar. Hierzu ist insbesondere Folgendes anzumerken: 
 

o Bebauungsplan „Dyckerhoff-Gelände“, Budenheim: 
Der Bebauungsplan sieht ebenfalls einen reduzierten Stellplatzschlüssel von 
einem Stellplatz je Wohneinheit vor und stellt damit einen örtlichen 
Vergleichsfall dar. Allerdings bestehen Unterschiede hinsichtlich der 
Lagequalitäten. So ist die ÖPNV-Anbindung durch einen 30-Minuten-Takt 
günstiger ausgestaltet, zudem befinden sich Nahversorgungsangebote in 
geringerer Entfernung. Darüber hinaus liegen bislang keine Erfahrungswerte 
aus der praktischen Nutzung vor, da die Wohnbebauung noch nicht umgesetzt 
wurde. Aussagen zu den tatsächlichen Auswirkungen auf Stellplatzbedarf und 
Mobilitätsverhalten sind daher derzeit nur eingeschränkt möglich.  
 

o Loretto-Viertel, Tübingen: 
Die Rahmenbedingungen unterscheiden sich ebenfalls deutlich von der 
Situation in Budenheim. Das Quartier verfügt über zwei Bushaltestellen in 
unmittelbarer Nähe mit insgesamt drei Buslinien im 30-Minuten-Takt. Hinzu 
kommt die fußläufige Nähe zum Stadtzentrum von Tübingen sowie zum 
Bahnhof. Aufgrund der zentralen Lage innerhalb eines Oberzentrums mit rund 
90.000 Einwohnern ist von anderen Mobilitätsvoraussetzungen und einem 
geringeren Pkw-Abhängigkeitsgrad auszugehen.  
 

o Steingauquartier, Kirchheim unter Teck: 
Auch hier bestehen günstigere Standortbedingungen. Das Quartier liegt in 
unmittelbarer Nähe zum Bahnhof und zur S-Bahn mit direkter Anbindung in 
Richtung Stuttgart. Zudem befindet sich das Stadtzentrum in kurzer 
fußläufiger Entfernung. Die zentrale Lage innerhalb eines Mittelzentrums mit 
43.000 Einwohnern führt zu anderen Mobilitätsbedingungen als am 
vorliegenden Standort.  
 

o Westliche Bahnstadt „Gleis 13“, Nürtingen: 
Das Projekt befindet sich in unmittelbarer Bahnhofslage und verfügt über eine 
direkte Anbindung an den Regionalverkehr sowie den Zentralen 
Omnibusbahnhof. Gleichzeitig besteht eine enge räumliche Verknüpfung mit 
der Innenstadt des Mittelzentrums mit 40.000 Einwohner. Aufgrund dieser 
außergewöhnlich guten verkehrlichen Lage erscheint eine Übertragbarkeit auf 
das geplante Wohnquartier nur eingeschränkt gegeben. 
 

o Spinelli-Quartier, Mannheim: 
Das Quartier verfügt über eine deutlich bessere Anbindung an den 
öffentlichen Nahverkehr. Neben einer Bushaltestelle innerhalb des Quartiers 
bestehen Straßenbahnanbindungen in ca. 500 m Entfernung mit deutlich 
dichteren Taktzeiten. Zudem stehen im näheren Umfeld umfangreiche 
Versorgungsangebote zur Verfügung. Die Mobilitätsvoraussetzungen 
unterscheiden sich daher wesentlich von der Situation in Budenheim. 

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die genannten Referenzprojekte 

überwiegend über günstigere Rahmenbedingungen hinsichtlich ÖPNV-Anbindung, 

Zentrumsnähe und Versorgungsinfrastruktur verfügen. Eine unmittelbare 

Übertragbarkeit der dortigen Stellplatzkonzepte auf das „Quartier Wohnen am Wald“ 

erscheint daher nur eingeschränkt möglich. 
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Vermessung des Weges am Friedhof, 28.04.2026 
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Stellungnahmen des ADFC zur Trassenführung der Pendler-Radroute,  

 

Rolf Pinckert 03.05.2026: 

Vorrausschicken möchte ich, dass Radfahrende mit Erfahrung vor Ort meist eine starke 

Meinung zu „Ihrer gewohnten Route“ haben. Das ist ok, gleichwohl muß man grundsätzlich 

Ergebnis offen und möglichst Sachorientiert an Radroutendiskussionen wie die Vorliegende 

herangehen. Am Anfang der Befahrung hat es ein paar Stimmen gegeben, die die 

Streckenführung entlang des Friedhofes/der Bahntrasse als zu favorisieren genannt haben. 

Ich habe dies ggf. leicht nickend zur Kenntnis genommen – allerdings ohne eine Wertung 

abzugeben. Im Zuge der Befahrung wurden viele Aspekte besprochen.  

Gerne bestätige ich den Inhalt der Mail meines Vereinskollegen vom 30.4.26 und ergänze 

gerne noch:  

- Von Heidesheim kommend mag es logischer sein, gerade aus zu fahren. Der 

Nachteil der damit einhergehenden Alternativroute ist „das Mauseloch“ an der 

Bahnunterführung und die von Markus Geier ausgeführte Enge zwischen Friedhof 

und Bahndamm. Ich hatte auch den Eindruck, dass es im Hinblick auf die Anlieger 

dort mehr Probleme gibt als bei der bisher verfolgten Lösung.  

- Die Parkplätze in der unteren Stefanstraße weisen Schräg- bzw. 

Senkrechtsaufstellung auf, was immer ein höheres Risiko mit sich bringt als die 

Längsaufstellung die wir in der Ernst-Ludwig-Straße vorfinden. Ggf. kann man dort 

ohne oder mit nur wenig Verlust von Parkplätzen per Markierung etwas mehr Klarheit 

für alle Verkehrsteilnehmer schaffen.  

- Die Planung für die Ernst-Ludwig-Straße ist so gut wie fertig und jede Neuplanung 

könnte nach unserer Erfahrung eine mehrjährige Verzögerung der Realisierung der 

Pendlerradroute auf Budenheimer Gemarkung mit sich bringen. Auch sollte man die 

aktuell vorhandene Förderkulisse nicht außer Acht lassen. 

 

Markus Geier, 30.04.2026: 

Schön, dass der ADFC auf diesem Weg Gehör findet, wo das während der 

Gemeinderatssitzung gestern nicht so richtig möglich war. Gerne helfen wir Ihnen mit 

unserer Expertise weiter, und wir würden uns natürlich sehr freuen, wenn dies mit 

entsprechenden Umsetzungen honoriert werden würde.  

Bei der Argumentation für den Verbleib des aktuellen Verlaufs der PRR über die Ernst-

Ludwig-Straße/Mainzer Straße möchte ich mich auf drei Punkte beschränken.  

1. Die Alternativroute über die untere Stefanstraße ist vor allem im Verlauf zwischen Friedhof 

und Bahndamm mit 3 m Wegbreite deshalb zu eng, weil es weder links noch rechts 

Ausweichmöglichkeiten bei entgegenkommendem Kfz-Verkehr gibt. Fahrradfahrer müssten 

anhalten, um Pkws passieren lassen zu können. Das kann nicht im Sinne eines flüssigen 

Radverkehrs auf einer Pendlerradroute sein.  

2. Ausparkende Fahrzeuge auf dem Parkplatz in der unteren Stefanstraße wären ein zu 

hohes Gefahrenpotential für Fahrradfahrer, denn die Kfz-Fahrer:innen könnten passierende 

Radfahrende nicht sehen. Dies ist im Übrigen die Einschätzung des LBM, geäußert bei der 

gemeinsamen Befahrung am 9.4.26.  



3. Die Planungen des LBM über "Im unteren Geiersberg" und "Unterer Heidesheimer Weg" 

sind abgeschlossen und diese Route wird auch vom LBM befürwortet. Lt. LBM wäre eine 

Entschärfung der Abknickung zwischen den genannten Wegen vorteilhaft (erfordert 

anteiligen Grundstückserwerb), würde aber auch ohne diese gehen. Eine Alternativroute 

müsste komplett neu geplant werden, was mit zusätzlichen Kosten verbunden wäre und die 

für 2027 angekündigte Umsetzung der PRR torpedieren würde.  

Fazit: Budenheim hat die Möglichkeit, mit der geplanten Umsetzung der PRR durch den Ort 

einen markanten und öffentlichkeitswirksamen Beitrag zu Klimaschutz und Verkehrswende 

zu leisten.   

Der Vorsitzende des ADFC Kreis Mainz-Bingen, Rolf Pinkert, stimmt hier mit mir überein. 



Stellungnahme der Gemeindewerke Budenheim zur Trassenführung der Pendler-

Radroute, 29.04.2026  

Nach meiner Auffassung wurde bei der Ortsbefahrung am 09.04.2026 mit LBM, 

Gemeindeverwaltung, Gemeindewerke, ADFC und Vertretern unterschiedlicher 

Fraktionen/Gremien eindeutig dargelegt, dass aus fachlicher Sicht aufgrund von 

Sicherheitsaspekten die bereits vor Jahren festgelegte Route in Verlängerung der Ernst-

Ludwig-Straße alternativlos ist. Da waren sich LBM, Gemeindeverwaltung, Gemeindewerke 

und ADFC völlig einig. 

 

Die im Antrag favorisierte Alternative zwischen Bahntrasse und Friedhof mag auf den ersten 

Blick nachvollziehbar erscheinen, hält jedoch einer fachlichen Bewertung nicht stand. Die 

bestehenden Sicherheitsrisiken wurden im Rahmen der Ortsbefahrung mehrfach ausführlich 

erläutert. Eine wiederholte Infragestellung ändert nichts an den zugrunde liegenden Fakten. 

 

Seitens des LBM wurde ausgeführt, dass eine Änderung der festgelegten Route 

grundsätzlich möglich wäre, sofern das Ordnungsamt die Verantwortung für die vorhandenen 

Gefahrenstellen übernimmt. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass eine solche 

Änderung aufgrund von notwendig werdenden neuen Planungen mit einer Verzögerung des 

Projektes von mindestens sechs Monaten verbunden wäre. Entscheidendes Kriterium für die 

Beibehaltung der bestehenden Route war jedoch primär, anders als im Antrag der Grünen 

dargestellt, die sicherheitsfachliche Bewertung und nicht der zeitliche Aspekt. 

Das Ordnungsamt hat vor Ort deutlich gemacht, dass es die Verantwortung für die 

zahlreichen Gefahrenstellen entlang der Alternativroute nicht übernehmen wird. 

 

Für den Abschnitt Friedrich-Ebert-Straße wurden verschiedene Varianten erörtert und 

teilweise mit Begründung verworfen (u. a. Dooring-Zone, Fahrradstraße). Auf konkrete 

Nachfrage wurde seitens des LBM bestätigt, dass aus aktueller Sicht keine zwingenden 

Gründe gegen die Beibehaltung der bestehenden Situation sprechen, da ausreichende 

Ausweichmöglichkeiten und Sichtverhältnisse gegeben sind. 

 

Die im Antrag vorgenommene Darstellung der Alternativroute zwischen Bahntrasse und 

Friedhof ist aus meiner Sicht nicht zutreffend und vermittelt ein verzerrtes Bild der 

tatsächlichen Gegebenheiten. Die 3 m breite Straße bietet über weite Abschnitte keine 

Ausweichmöglichkeiten. Insbesondere zu Pendelzeiten ist zudem eine erhebliche, 

unzulässige Nutzung durch den motorisierten Verkehr festzustellen, was die 

Gefährdungslage zusätzlich verschärft. Entlang der Route sind verschiedene kritische 

Situationen vor allem aufgrund von fehlenden Ausweichmöglichkeiten oder fehlender 

Übersichtlichkeit wiederholt zu beobachten. 

 

Vor diesem Hintergrund ist es aus meiner Sicht nicht vertretbar, Radfahrende offiziell auf 

diese Route zu führen. Im Gegensatz dazu bietet die festgelegte Streckenführung bessere 

Möglichkeiten zur Anpassung der Geschwindigkeit sowie zum Ausweichen und trägt damit 

den Sicherheitsanforderungen deutlich besser Rechnung. 



 

Die beschriebene Umgehung der Gefahrenstelle an der Unterführung am Heidesheimer Weg 

ist meines Wissens nicht asphaltiert und es bestehen seitens LBM/SGD Restriktionen 

hinsichtlich weiterer Asphaltierungen. Zudem scheint laut Herrn Strott hier zusätzlicher 

Grunderwerb erforderlich zu sein. 

 

Bei der Wahl der Trassenführung sollten Sicherheitsaspekte maßgeblich sein. Die eventuelle 

Notwendigkeit einer Sanierung einzelner Abschnitte dürfen nicht ausschlaggebend für die 

Routenentscheidung sein. Zumal die Sanierung der Route zwischen Bahntrasse und 

Friedhof sowohl zu höheren Kosten führen als auch die unerlaubte Nutzung durch den 

motorisierten Verkehr potenziell verstärken würde. 

 

Jessica Schlegel-Kilp 



13.05.2026 

ANTRAG DER FRAKTION BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-FRAKTION ZUM VERLAUF DER 
PENDLER-RADROUTE.  
Antrag vom 23.04.2026, beschlossen am 29.04.2026 

Antragstext 

 Hiermit beantragen wir für den Verlauf der Radpendlerroute, entgegen der Veröffentlichung 
in der Heimatzeitung vom 23.04., diese nicht über die Ernst-Ludwig-Straße zu führen, 
sondern längs des Friedhofs (Untere Stefanstraße) zu planen und umzusetzen. 

Ergänzender Beschluss, 29.04.2026 

Es soll überprüft werden, ob durch den Verlauf längs des Friedhofs die öffentliche Förderung 
gefährdet wäre 

 

ANTWORT DER GEMEINDEVERWALTUNG, IN ABSPRACHE MIT DEN GWB, DEM ADFC 
UND DEM LBM WORM 

Entscheidungsprozess zur Ablehnung des Verlaufs entlang des Friedhofs zugunsten 
eines Verlauf über die Ernst-Ludwig-Straße, den Untere Heidesheimer Weg und 
dessen Abzweigung zum Mittelweg  

Die ursprünglich geplante Friedhofsvariante wurde 2017 im Rahmen eines Ortstermins mit 
allen beteiligten Fachstellen (LBM, Gemeindeverwaltung, Gemeindewerke, Planungsbüro 
SWECO) aufgrund mehrerer Gefahrenstellen verworfen. 

In der Folge wurden zwei alternative Führungen geprüft und ebenfalls verworfen: Eine 
Führung über den unteren Heidesheimer Weg bis zur Gemarkungsgrenze konnte nicht 
weiterverfolgt werden, da eine Wegebefestigung in der Wasserschutzzone II grundsätzlich 
unzulässig ist. 

Auch der Vorschlag einer richtungsgetrennten Führung über zwei parallele Trassen wurde 
von den zuständigen Fachbehörden abgelehnt. 

Vor diesem Hintergrund wurde 2018 die Ernst-Ludwig-Straße-Variante festgelegt und 
zwischen LBM und Gemeinde vertraglich vereinbart. 

Antwort auf die Argumente aus dem Antrag für die Friedhofsvariante bzw. gegen die 
Ernst-Ludwig-Straße-Variante 

- Engstelle Ernst-Ludwig-Straße zwischen Ortseingang und Kreuzung Untere - 
Stefanstraße: Enge Fahrbahn, geparkte Autos, viele Ausfahrten und Garagen, keine 
Möglichkeit für eine Fahrradstraße 

Die Problematik der geringen Fahrbahnbreite ist bekannt und wurde im Abstimmungsprozess 
mit dem LBM berücksichtigt. 

Die Trassenführung wurde dennoch als vertretbar bewertet, da die zahlreichen 
Grundstückszufahrten regelmäßig Ausweichmöglichkeiten schaffen. Zudem ist das 
Verkehrsaufkommen gering, da es sich nicht um eine Durchgangsstraße handelt und der 
weiterführende Wirtschaftsweg nur für Anlieger freigegeben ist, selbst wenn, wie beim Weg 
am Friedhof, das bestehende Durchfahrtsverbot insbesondere zu Pendelzeiten regelmäßig 
missachtet wird. 



- Vorteile der Strecke am Friedhof: durchgehend ausreichende mind. 3 m Breite, 
Ausweichmöglichkeiten, geringer Kfz-Verkehr und keine geparkten Fahrzeuge 

Die angeführten Vorteile treffen so in der Praxis nicht zu. 

Die tatsächlich nutzbare Asphaltbreite liegt abschnittsweise nur bei rund 2,8 m. Auch unter 
Einbeziehung der Seitenstreifen ergibt sich über längere Strecken lediglich eine 
Gesamtbreite zwischen Friedhofsmauer und Böschung von etwa 3,1 bis 3,3 m. 

Ein Ausbau auf diese volle Breite wäre technisch grundsätzlich möglich, würde jedoch 
umfangreiche Entwässerungsmaßnahmen sowie beidseitige Bordanlagen erfordern. Bei 
einer vollständigen Befestigung der Fläche von der Böschung bis zur Friedhofsmauer wären 
der oberirdische Regenwasserabfluss sowie die natürliche Wasserspeicherung im Boden 
nicht mehr ausreichend gewährleistet. Hierdurch würden zusätzliche technische 
Entwässerungseinrichtungen erforderlich, wodurch sich die tatsächlich nutzbare 
Verkehrsfläche weiter reduzieren würde. Der Ausbau wäre daher mit erheblichem baulichem, 
technischem und finanziellem Aufwand verbunden. 

Hinzu kommt, dass auf einer Länge von über 200 m lediglich zwei Ausweichstellen 
vorhanden sind. Ein sicherer Begegnungsverkehr ist damit nicht gewährleistet. Ohne 
regelmäßige Ausweichstellen wären hierfür in der Regel Fahrbahnbreiten von mindestens 
3,5 m erforderlich. Dabei ist zu berücksichtigen, dass viele PKW mittlerweile Fahrzeugbreiten 
von über 2,2 m aufweisen und Lastenfahrräder beziehungsweise Fahrradanhänger 
regelmäßig Breiten von bis zu 1 m erreichen. 

Auch die Annahme eines nur geringen motorisierten Verkehrsaufkommens trifft nach den 
Erfahrungen der Verwaltung nicht zu. Neben dem Friedhofsverkehr wird das bestehende 
Durchfahrtsverbot insbesondere zu Pendelzeiten regelmäßig missachtet. 

Darüber hinaus wird die Strecke im Einsatzfall regelmäßig durch die Feuerwehr genutzt. 
Feuerwehrfahrzeuge und Fahrräder mit Anhänger können bei einer vorhandenen Wegebreite 
von lediglich ca. 3,1 bis 3,3 m nicht gefahrlos aneinander vorbeifahren. Hierdurch könnten 
Behinderungen im Einsatzfall und entsprechende Verzögerungen der Einsatzzeiten 
entstehen. 

Zudem bestehen im weiteren Verlauf Konflikte mit ruhendem Verkehr, insbesondere im 
westlichen Abschnitt sowie im Bereich der unteren Stefanstraße. Die Parkplätze in der 
unteren Stefanstraße weisen Schräg- bzw. Senkrechtsaufstellung auf, was immer ein 
höheres Risiko mit sich bringt als die Längsaufstellung die wir in der Ernst-Ludwig-Straße 
vorfinden. 

Im Vergleich hierzu weisen die Wirtschaftswege der Ernst-Ludwig-Straße-Variante 
ausreichende Breiten für den Begegnungsverkehr auf. Die Wegeparzellen sind dort 
durchgehend mindestens 3,7 m breit. 

- Ausfall der Gefahrenstelle an der Bahnunterführung mit einer alternativen 
Streckenführung 

Die vorgeschlagene alternative Wegeführung ist nicht umsetzbar. Sie verläuft zu 
wesentlichen Teilen über private Grundstücksflächen mit einer Vielzahl unterschiedlicher 
Eigentümer, sodass die Flächenverfügbarkeit nicht gesichert ist. 

Zudem liegt die Trasse abschnittsweise in der Wasserschutzzone II, in der eine Befestigung 
von Wegen grundsätzlich unzulässig ist. 



Eine Realisierung wäre daher entweder rechtlich nicht zulässig oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich. 

 

Eine Trassenführung am Friedhof würde daher zwingend über den Bereich der 
Bahnunterführung verlaufen. Dort bestehen aufgrund mangelnder Übersichtlichkeit zwei 
sicherheitsrelevante Konfliktpunkte: die Einmündung im Bereich der Unterführung sowie eine 
weiter westlich gelegene 90°-Kurve. 

- Geringer Planungsaufwand aufgrund früherer Planung 

Die ursprüngliche Planung war nicht weit fortgeschritten. Die damalige Trassenführung 
wurde verworfen, bevor eine konkrete Ausführungsplanung, insbesondere zur 
Entwässerung, erarbeitet wurde. 

Für die nun vorgeschlagene Variante wäre daher eine vollständige Neuplanung erforderlich, 
die aufgrund der örtlichen Gegebenheiten – insbesondere der notwendigen 
Entwässerungsmaßnahmen – mit erheblichem Aufwand verbunden wäre. 

Darüber hinaus ist entlang der südlichen Friedhofsgrundstücksgrenze im Bebauungsplan 
„Friedhof und angrenzende Gebiete“ ein 3 m breiter Streifen als „Umgrenzung zum 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern“ festgesetzt. Da die Friedhofsmauer nicht 
unmittelbar auf der Grundstücksgrenze, sondern nach Norden versetzt errichtet wurde, liegt 
ein Teil der bestehenden Wegefläche auf dem Friedhofsgrundstück. Die Wegeparzelle selbst 
weist teilweise lediglich eine Breite von ca. 2,45 m auf. 

Die für die Friedhofsvariante erforderliche Befestigung und Verbreiterung des Weges wäre 
daher nur im Rahmen einer Bebauungsplanänderung sowie unter Durchführung 
naturschutzrechtlicher Ausgleichsmaßnahmen möglich. Dies wäre mit einem erheblichen 
zusätzlichen Zeitaufwand und entsprechenden Mehrkosten verbunden. 

Hinzu kommt, dass Voraussetzung für eine Förderung der Pendler-Radroute ist, dass die 
Wegeflächen im Liegenschaftskataster eindeutig als Verkehrsfläche erfasst sind. Dies ist bei 
der Friedhofsvariante derzeit nicht gegeben. Teile der erforderlichen Wegefläche befinden 
sich auf dem Grundstück des Friedhofs beziehungsweise auf privaten Grundstücksflächen. 
Zur Umsetzung wären daher umfangreiche Grunderwerbe sowie eine Neuordnung 
beziehungsweise Verschiebung von Grundstücksgrenzen erforderlich. 

Da die Fördermittel zeitlich befristet sind, würde der zusätzliche Aufwand für Bauleitplanung, 
naturschutzrechtliche Verfahren und Grundstückserwerb die fristgerechte Umsetzung 
erheblich erschweren und die Inanspruchnahme der Förderung gefährden. 
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Maßnahme:

PRR Abschnitt Gemeinde Budenheim – Gemeinsame Befahrung

m. Vertreterinnen und Vertretern der Gemeinde aus Politik, Verwaltung, insbesondere
der Verkehrsbehörde, den Gemeindewerken und dem adfc

Datum: 09.04.2026, 10:00 Uhr -12:45 Uhr
Ort: Pendler-Radroute, TP „Unterer-Heidesheimer-Weg“

Teilnehmer:

Name Vorname Institution E-Mail Telefon

Stephan Hinz
Bürgermeister
Gemeinde
Budenheim

Stephan.hinz@budenheim.de
06139 / 299
- 101

Wabra Marcel
1. Beigeordneter
Gemeinde
Budenheim

Marcel.wabra@spd-budenheim.de
0177-
1624700

Ritzert David
Gemeinde
Budenheim

david.ritzert@budenheim.de
06139 / 299-
125

Restelica Lorik
Gemeinde
Budenheim

Lorik.restelica@budenheim.de
06139 / 299
- 127

Schlegel-
Kilp

Jessica
Gemeindewerke
Budenheim

Jschlegel-kilp@gemeindewerke-
budenheim.de

06139 / 9306
- 173

Grieser Markus
Gemeindewerke
Budenheim

mgrieser@gemeindewerke-
budenheim.de

06139/9306-
151

Pinkert Rolf
1. Vorsitzender
ADFC Mainz-
Bingen e.V.

Rolf.pinkert@adfc-mainz.de
06131 / 6177
- 50

Geier Markus
ADFC Mainz-
Bingen

markus.geier@adfc-mainz.de
0157-
89060934

Goldbach Armin Gemeinderat armin.goldbach1959.1@gmail.com
0172-
6110819

Hofmann Kai Gemeinderat kaho89@gmx.de
0175-
2420394

Neuhaus Klaus Gemeinderat info@neuhaus-beratungen.de
06139-
290452

Römer Kai-Uwe Gemeinderat
kay.roemer@gruene-
budenheim.de

06139-
392939

Alsbach-
Gores

Maria Gemeinderat m.alsbachgores@online.de 06139-5403

Gores Friedhelm Gemeinderat f.gores@t-online.de 06139-5403

Zäuner Alexandra  LBM Worms
Alexandra.zaeuner@lbm-
worms.rlp.de

06241 / 401
- 7590

Hofmann Sebastian  LBM Worms
Sebastian.hofmann@lbm-
worms.rlp.de

06241 / 401
-7592
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Der LBM informiert einleitend zur Entstehung der Pendler-Radrouten in Rheinland-
Pfalz und zum Sachstand der Umsetzung der PRR zwischen Bingen und Mainz, für
die der LBM Worms die Koordinierung der Umsetzung im Rahmen eines

Pilotprojektes seit 2019 übernommen hat.

Allgemeine Informationen können auf der Homepage des LBM nachgelesen werden:

Pendler-Radrouten . Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz

Wichtig zur Umsetzung der PRR in Budenheim zu wissen ist, dass der LBM Worms
nur in beratender Funktion und zur Erstellung der Planung bis hin zur
Genehmigungsplanung in Abstimmung mit den Gemeinden als Baulastträger der
Wege zuständig ist. Verantwortung und Entscheidung zu Art der Führung,
verkehrsrechtlichen Regelungen und zur Umsetzung erforderlicher Maßnahmen
liegen bei der Gemeinde. Die Kosten der Umsetzung können voraussichtlich durch
90 prozentige Förderung über das Programm „Stadt&Land“ (BALM) mitfinanziert

werden.

Die Befahrung startet im Bereich des Weges „Unterer Heidesheimer Weg“ von West
nach Ost auf der Linie der bisher festgelegten Routenführung (siehe Anlage

Übersicht).

1. Festlegung des Routenverlaufs

Es wird angefragt, ob der Verlauf der Route noch geändert werden kann. In Rede
steht der Abschnitt westlich der Gemeinde, welcher bereits in der ersten Befahrung
zur Machbarkeitsstudie 2016 als Verlauf für die PRR empfohlen wurde, dann aber
2018 in Abstimmung zwischen planendem Fachbüro, der Verkehrsbehörde, der
Gemeinde und dem LBM zugunsten der heutigen Streckenführung verworfen wurde.
Folgende Punkte sprechen gegen die Führung der PRR über den kommunalen Weg
entlang der Bahnstrecke:

 Zwei Knotenpunkte mit unzureichenden Sichtverhältnisse im Bereich
Wegeunterführung Bahn und darauf folgender schlecht einsehbarer Wege-
Kreuzung
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 Ein etwa 450 m langer Abschnitt zwischen Friedhof und Bahn mit starker
Frequentierung durch motorisierte Fahrzeuge und fehlenden
Ausweichmöglichkeiten (begrenzter Platz durch Böschung und
Friedhofsmauer) lassen ein sicheres Begegnen zwischen Radfahrenden und
Fahrzeugen nicht zu

 Schlechter baulicher Zustand des Weges auf der Länge von 750 m, der vor
einer Ausweisung als Pendlerradroute ausgebaut werden müsste

 Die Breite der vorhandenen Wegeparzelle beträgt abschnittsweise nur 2,50 m,
ein Ausbau wäre baurechtlich zu prüfen

 Führung über öffentlichem Parkplatz mit Schrägaufstellung der Fahrzeuge
in der Unteren Stefanstraße. Autofahrende haben beim rückwärts Ausparken
keine Sicht auf passierende Radfahrende.

Gegenüberstellung der beiden Verläufe:

 Längere Route über rote Trasse, Mehrlänge = 110 m

 Konflikte auf gelber Route in Bereichen Einmündung Bahnunterführung, WW –
Kreuzung mit schlechter Sicht und Führung über öffentlichem Parkplatz mit
Schrägaufstellung der Fahrzeuge

 Konflikte auf roter Führung: weniger Knotenpunkte im Bereich von WW,
Konflikte im Bereich Ernst-Ludwig Straße aufgrund entgegenkommender und
parkenden Fahrzeuge, Konflikte im Begegnungsverkehr auf WW, jedoch
Ausweichmöglichkeiten seitlich vorhanden.

 Baurechtlich wäre die Prüfung von Grunderwerb für die gelbe Trasse
erforderlich

Der LBM empfiehlt die Beibehaltung der bisher geplanten Route vor allem vor dem
Hintergrund der größtenteils vorliegenden Planung. Der Verlauf des Rheinradweges
deckt sich mit dem aktuell geplanten Verlauf der PRR, ein Ausbau käme beiden
Routen und somit einem Großteil der Radfahrenden zugute. Die Mehrlänge steht der
Anzahl der zu erwartenden Konflikte gegenüber und liegt unterhalb des empfohlenen
Umwege-Faktors gemäß ERA 2010, der noch von Radfahrend zugunsten einer

sicheren Führung akzeptiert wird.
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2. Markierung und Beschilderung

ADFC-Wunsch: Sofortige Kennzeichnung bereits fertiggestellter Abschnitte als

Pendlerradroute.

LBM-Empfehlung:

Grundsätzlich wäre dies möglich. Aus Gründen eines effektiven Einsatzes von
Personal aber vor allem aus finanziellen Gründen empfiehlt sich ein Gesamtauftrag
für HBR-Beschilderung und Markierung erst nach Abschluss bzw. am besten im
Rahmen eines Gesamtbauvertrages aller erforderlichen Maßnahmen (Bau,
Beschilderung StVO und HBR und Markierung) und im Rahmen eines

Förderantrages.

3. Ausbau des Unteren Heidesheimer Weges (Verlängerung Ernst-Ludwig-
Straße) und dessen Abzweigung zum Mittelweg

Die Planung durch die Gemeindewerke soll bis Ende 2026 durchgeführt werden. Die
bauliche Umsetzung ist für 2027 geplant. Zwei Kurvenbereiche sollen bestenfalls
fahrdynamisch optimiert werden, dafür ist der Ankauf geringer Flächen im privaten
Besitz durch die Gemeinde erforderlich. Der LBM stellt der Gemeinde zur Aufnahme

von Flächenerwerbsverhandlungen kurzfristig einen Lageplan zur Verfügung.

4. Einrichtung von Fahrradstraßen

Im Bereich der Wirtschaftswege, die zur Führung der PRR genutzt werden:

Gut geeignet für Ausweisung als Fahrradstraße, Vorrang würde den Radfahrenden
eingeräumt, PKW würden sich entsprechend der bereits angebrachten Beschilderung
(Vz260, Anlieger frei) als Gast fühlen. Aktuell gilt ein 20 km Tempolimit. Es sollte auf
30 km erhöht werden, was der Fahrgeschwindigkeit vieler Radfahrenden
entsprechen würde.

Ernst-Ludwig-Straße zw. Übergang Kleingärten bis Untere Stefanstraße:

Die Fahrbahnbreite ist in diesem Straßenabschnitt gering: 5,10 m, was ca. 3 m
zwischen Bordsteinen und parkenden Fahrzeugen entspricht. Der
Begegnungsverkehr kann nur erfolgen, wenn ein Verkehrsteilnehmer in den Lücken
zwischen parkenden Fahrzeugen hält. Es sind trotzdem relativ wenige Konflikte in
diesem Bereich bekannt, da die zahlreichen Grundstückszufahrten regelmäßig
Ausweichmöglichkeiten schaffen. Zudem ist das Verkehrsaufkommen gering, da es
sich nicht um eine Durchgangsstraße handelt und der weiterführende Wirtschaftsweg
nur für Anlieger freigegeben ist. Die Verkehrsberuhigung (Tempo 30, rechts-vor-links-
Regelung) trägt ebenfalls zu einer relativen Sicherheit des Fahrradverkehrs bei.
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Die TN kommen zu dem Ergebnis, dass die Einrichtung im Abschnitt der Ernst-
Ludwigstraße wegen der geringen Fahrbahnbreite nicht umsetzbar ist. Außerdem
würde sie keine Vorteile gegenüber dem Ist-Zustand bieten. Die geringe
Fahrbahnbreite erlaubt keine Markierung einer Dooring-Zone. Eine Reduzierung der
Anzahl der Stellplätze ist von der Gemeinde nicht erwünscht, da die Stellplatz-

Situation in diesem Bereich sehr angespannt ist.

Ernst-Ludwig-Straße zw. Untere Stefanstraße und Rheinstraße

Durch das Parken im Seitenraum steht der komplette Fahrbahnbereich von 5,10 m
zur Verfügung. Die Einrichtung einer Fahrradstraße auf 4,35 m Breite unter
Einrichtung einer Dooringzone wäre möglich.

Rheinstraße und Mainzer Straße bis Einmündung „In der Aue“:

Bei einer Fahrbahnbreite von etwa 6,50 m wäre die Einrichtung einer Fahrradstraße
mit einer Breite von ca. 3,50 m möglich. Das halbseitige Parken auf dem Gehweg
kann durch ein Parken auf der Fahrbahn ersetzt werden. Im Markierungsplan wären
im Kurvenbereich die Schleppkurven für den Linienbusverkehr (1x/Stunde), der nur in
Richtung Westen verkehrt, zu berücksichtigen.

Planung von Markierung/Beschilderung erforderlich (Parkstände ordnen, Dooring-
Zonen markieren, Piktogramme Fahrradstraße an Anfang/Ende).

Bei einer Entscheidung der Gemeinde für eine Fahrradstraße könnte auf Basis einer
noch durchzuführenden Vermessung durch den LBM ein Markierungs- und
Beschilderungsplan erstellt werden.

5. Einmündung Mainzer Straße/In der Au (Poller)

Die Einmündung wurde nach deren Öffnung zur Entlastung des Verkehrs in der
Bauphase der neuen Brücke über die Bahn wieder mit Pollern gesperrt.
Mit einem Abstand von weniger als 1,3 m stehen die Poller nach Meinung des ADFC
zu nah zueinander. Bei der Neumarkierung und Beschilderung dieser Bereich sollen
die Poller entzerrt werden, sodass Fahrradfahrende mit Anhänger bequem
durchkommen können.
Zur Überleitung des Radverkehrs liegt ein Markierungs- und Beschilderungsplan des
LBM vor, der eine Aufstellfläche für RF aus Mainz kommend, vorsieht und umgesetzt
werden kann.

Die Mainzer Straße wird im nächsten Abschnitt (750 m) bis zum Steinweg im
Mischverkehr von Radpendlern und MIV genutzt. Die Straße ist stark befahren,
besonders durch Schwerlastverkehr.
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Eine Verkehrszunahme ist durch die in 2024 fertig gestellte neue Anbindungsbrücke
über die Bahn zu erwarten.
Die vorgeschriebene Geschwindigkeit (Tempo 30) wird nachweislich durch
eine Geschwindigkeitsmessung der Gemeinde nicht eingehalten.

Lösungsvorschläge des LBM:

 Stationäre Geschwindigkeitsüberwachung: Punktuell wirksam, Antrag beim
Innenministerium nötig. Förderung wäre zu prüfen (Anmerkung: wurde vom
LBM geprüft, ist nicht möglich!). Das Ordnungsamt der Gemeinde Budenheim
weist darauf hin, dass die personellen Ressourcen zur Betreuung einer
solchen Anlage fehlen.

 Fahrbahnschwellen: Sollten so gestaltet sein, dass Schwerlastfahrzeuge nicht
stark abbremsen müssen, sondern mit geringer Geschwindigkeit gut
darüberfahren können. Radfahrende sollten die Schwellen an den Rändern
umfahren können.

 Piktogramme: In Rheinland-Pfalz sind Fahrradpiktogrammketten auf der
Fahrbahn nicht zugelassen (nur als zeitlich begrenzter Modellversuch).
Eine Sensibilisierung der Autofahrenden wäre damit möglich, diese
Maßnahme müsste durch die Obere Verkehrsbehörde genehmigt werden.

Langfristige Empfehlung: Anlage eines eigenständigen, straßenbegleitenden
Radweges durch einen Ausbau des nördlich verlaufenden Gehweges. Dieser müsste
auf eine Breite von mindestens 2,50 m für Begegnungsverkehr ausgebaut werden.
Der Bau einer Entwässerungskanalisation wäre auf der gesamten Länge erforderlich.
Eine Förderung ist aktuell nicht sicher, da Baurecht und Förderkulisse noch unklar
sind.

Neu gestaltete Einmündung Steinweg – Anbindung Neue Brücke über die Bahn

 Sachstand: Die Einmündung ist Teil einer kommunalen Planung im
Zusammenhang mit der neuen Brücke über die Bahn (Anbindung an die
L423).

Bewertung: Der LBM hat die Führung der Pendlerradroute in den Planungen
berücksichtigt. Der ADFC bestätigt, dass die Einmündung und Führung gut
funktionieren und alle Verkehrsteilnehmende Rücksicht nehmen.

6. Ausbau des Wiesenwegs

Der ausgebaute Wiesenweg ist komfortabel befahrbar und wird gut genutzt, da er
dem Verlauf des Rheinradwegs entspricht. Er wurde bereits mit einer weißen

Randmarkierung versehen.
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7. Entscheidungen, die von der Gemeinde Budenheim zu treffen sind

a. Festlegung des Streckenverlaufs im westlichen Bereich von Budenheim

b. Die Abschnitte, die für die Einrichtung einer Fahrradstraße möglich sind,
wurden identifiziert und sollten durch Gemeinderatsbeschluss final festgelegt
werden

c. Welche Maßnahmen sollen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit für RF in der
Mainzer Straße geplant werden?

Aufgenommen am 10.04.2026, Alexandra Zäuner LBM Worms

Ergänzt am 30.04.2026 durch Herrn Ritzert Gemeinde Budenheim
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